Dr. Erwin Kessler, Berufungs-Verhandlung vom 31.8.2004 vor Obergericht des Kantons Zürich

Namens und im Auftrag des Angeklagten stelle ich folgende 

Berufungsanträge:

I. Hauptantrag

1.

Auf den Vorwurf der versuchten Nötigung zum Nachteil des Klosters Einsiedeln (ND 17) sei wegen absoluter Verjährung ebenfalls nicht einzutreten

2.

Es sei der Angeklagte in Aufhebung des Entscheides des BG Bülach vom 3. September 2004 – unter Abweisung der staatsanwaltlichen Berufung - vollumfänglich von Schuld und Strafe freizusprechen

3.

Es sei die Verletzung von Art. 6 Ziff. 1 und 2 EMRK festzustellen und in das Dispositiv des Urteils aufzunehmen

4.

Dem Angeklagte eine angemessene Entschädigung im Betrage von Fr. 50'000.--   zuzusprechen

II. Eventual-Antrag: Rückweisungsantrag

Der Entscheid des BG Bülach vom 3. September 2003 sei vollumfänglich aufzuheben und das Verfahren sei an die Vorinstanz zurückzuweisen

III. 

Die Kosten des Verfahrens sowie der Untersuchung und der amtlichen Verteidigung seien vollumfänglich auf die Staatskasse zu nehmen

Hauptantrag:

I. Zur Anklage vom 15. Juli 1999

1.

In der Zwischenzeit ist die Verjährung auch für ND 17 (mehrfache versuchte Nötigung zum Nachteil des Klosters Einsiedeln eingetreten.

2.

ND 8, versuchte Nötigung zum Nachteil von Annemarie Demuth: Diesem Vorgang fehlt das Tatbestandsmerkmal des „Androhens von Gewalt oder eines ernstlichen Nachteils“ im Sinne von Art. 181 StGB. In seinem Schreiben (act. 8/18) macht der Angeklagte Frau Demuth lediglich auf die „sehr grosse Aufmerksamkeit in den Medien“ aufmerksam. Mehr nicht. 

Von diesem Vorwurf ist der Angeklagte vollumfänglich freizusprechen.

II. Rassendiskriminierung, Anklagen vom August 2000 der BA I für den Kantons Zürich Verfahren 1999/000070 (act. 5/12) und vom 28.4.2003 (act. 8) Verfahren BA Bülach 2003/968

Eine Verurteilung des Angeklagten wegen Verstoss gegen Art. 261 bis StGB ist aus folgenden Gründen unmöglich:

1. Verletzung des Bestimmheitsgebotes 

Der Tatbestand des Art. 261 bis StGB erfüllt die für einen Straftatbestand notwendige Klarheit nicht. Niemand weiss, was als „tatbestandsmässiges Handeln oder Verhalten“ angesehen werden kann. Diese Auffassung dürfte in der Zwischenzeit unangefochten sein. Die Tatbestandsumschreibung des Art. 261 bis StGB erfüllt das strafrechtliche Bestimmtheitsgebot nicht. 

Dies hat die Verteidigung schon vor der Vorinstanz vorgebracht, wo sie im Verfahren vor BG Bülach, DG 020100 S. 7/8 (act. 27) auf den Entscheid des European court of Human Rights vom 16.2.2000, Amann vs Switzerland, S. 17, Ziff 55 hinwies, der klar das Kriterium der „Voraussehbarkeit“ der Tathandlung herausstreicht: „... and requires that the legal basis be accessible and forseeable..“ (Hervorhebung nicht im Original).

Das Art. 261 bis  StGB erfüllt das Bestimmtheitsgebot für eine Strafnorm nicht.

2. Verletzung des Akkusationsprinzipes

a)

Keine der Anklageschriften betreffend Rassismus entspricht den Anforderungen von § 162 StPO ZH, EMRK Ziff. 6 Ziff. 3a oder 

denjenigen, die BGE 120 IV 348 ff für eine Anklageschrift aufstellt, nämlich, dass sie die Darstellung der dem Angeklagten zur Last gelegten Tat umschreiben muss (BGE 120 IV 348 ff, S. 355 c). Das Bundesgericht führt dazu aus 

„Aus der Anklageschrift muss daher erhellen,  welches historische Ereignis, welcher Lebensvorgang, welche Handlung oder Unterlassung des Angeklagten Gegenstand der Beurteilung bilden soll und welches Delikt, welcher strafrechtliche Tatbestand in dieser Handlung zu finden sei. Einerseits muss die Tat individualisert, d.h. ihre tatsächlichen  Verumständungen oder Tatbestandsmerkmale – Zeit, Ort, Art der Begehung und Form der Mitwirkung, angestrebter oder verwirklichter Erfolg (einschliesslich Kausalzusammenhang) – angegeben sein; andererseits sind die einzelnen rechtlichen Elemente des Deliktes hervorzuheben. Die Darstellung des tatsächlichen Vorganges ist auszurichten auf den gesetzlichen Tatbestand, der nach Auffassung der Anklage als erfüllt zu betrachten ist, d.h. es ist anzugeben, welche einzelnen Vorgänge und Sachverhalte den einzelnen Merkmalen des Straftatbestandes entsprechen“ (Hervorhebung nicht im Original).

b)

Keine der Anklagen, die dem Angeklagten Rassismus vorwerfen, spezifiziert diese Elemente im Sinne des vorzitierten Bundesgerichtsentscheides, keine führt aus, worin konkret die strafbare Tathandlung im Sinne von Art. 261bis StGB bestehen soll. 

aa) Die Nachtrags-Anklageschrift vom 28.4.03 zählt sogar nur einzelne Wörter auf, isoliert, aus dem Satz gerissen, eine Tathandlung wird gar nicht genannt. Eine Begründung, weshalb die Verwendung dieser Wörter rassendiskriminierend sein soll, sucht man vergeblich. Insbesondere präzisiert die Anklageschrift die Tatbestandsmerkmale nicht, insbesondere nicht
· welche Ideologie der Angeklagte verbreiten soll und weshalb sie strafbar sein soll

· worin und womit das Tatbestandsmerkmal „systematisch“ erfüllt sein soll

· worin die tatbestandsmässig geforderte „Verleumdung“ erkennbar sein soll

· ob eine Rasse, eine Ethnie oder eine Religion verletzt sein soll

· welche Rasse, Ethnie oder Religion verletzt sein soll

· weshalb das Vorgehen des Angeklagten gegen eine Rasse, Ethnie oder Religion „gerichtet“ sei

(Art. 261bis Abs. 2 StGB)

Ebensowenig substantiiert die Anklageschrift die Tb-Erfordernisse des Art. 261 bis Abs. 4 StGB:

· gegen welche Person oder gegen welche Gruppe von Personen die Angriffe des Angeklagten konkret gerichtet sein sollen

· wieso die Untersuchungsbehörde zum Schluss kommt, der Angeklagte habe wegen (Hervorhebung nicht im Original) der Rasse, Ethnie oder Religion gegenüber einer bestimmten Personen(-Gruppen) gehandelt

· ob sich der Angeklagte dabei gegen eine Rasse, oder eine Ethnie oder gegen eine Religion gewandt habe

· gegen welche Rasse, Ethnie oder Religion

· worin die Untersuchungsbehörde das Tatbestandsmerkmal der „gegen die Menschenwürde verstossenden Weise“ erkennen will

· inwiefern die Tathandlung das (strafbare) Erfordernis des „herabsetzens, diskriminieren, leugnen, gröblich verharmlosen, und /oder zu rechtfertigen suchen“ erfülle

(Art. 261bis Abs. 4 StGB)

Welches die „Wiederholungen“ von Aeusserungen sein sollen, spezifiziert die Anklageschrift nicht (S. 2, drittunterster Abschnitt). Die Bezirksanwaltschaft hat noch im April 03 nicht gemerkt, dass das Urteil des BG Bülach vom 5.12.01 bereits am 20.8.02, also 8 Monate vorher, mit Rückweisungsbeschluss des Obergerichtes des Kantons Zürich vollumfänglich aufgehoben worden ist.

Das Akkusationsprinzip ist verletzt, das Bezirksgericht Bülach hätte eine solche Anklage nie zulassen dürfen.

bb)

Die andere Anklageschrift (8. August 2000, Bezirksanwaltschaft I für den Kanton Zürich) betreffend Rassismus hat völlig willkürliche Hervorhebungen vorgenommen (Unterstreichungen von Titeln und Textpassagen, Anklage S. 12 ff), Abschnitte aus dem Zusammenhang gerissen und sie somit dergestalt dargestellt, wie sie der Angeklagte sowieso nie gemacht hat. Die Anklageschrift verletzt das Erfordernis von § 162 Abs. 1 und Abs. 2 Ziff. 2 StPO: die Anklageschrift bezeichnet die dem 

Angeklagten zur Last gelegte Handlung oder Unterlassung nicht genau, sondern massiv verfälscht. Die Behauptung in der Anklage, seit „spätestens dem 18.11.1998“ befänden sich auf der Homepage „die nachfolgend aufgeführten Textstellen“ ist somit klar wahrheits- und aktenwidrig.  

Art. 27 Abs. 4 StGB hat die Untersuchungsbehörde ignoriert und hat ihre Pflicht, entlastenden und belastenden Tatsachen mit gleicher Sorgfalt nachzugehen (§ 32 StPO) sträflich vernachlässigt.

Die Anklage spezifiziert nicht, welche Aesserungen (Anklage S. 2 unten) sie mit dem Passus „Soweit es sich um die Wiederholung von Aesserungen handelt, für die der Angeklagte bereits wegen Rassendiskriminierung verurteilt worden war“ meint. 

Wie soll die Verteidigung wissen, was die anklagende Bezirkanwältin damit meinte? Wie soll die Verteidigung denn wissen, wo der Angeklagte denn diese Aeusserungen (nach Ansicht der Bezirksanwältin) schon einmal gemacht haben soll? In welchem Urteil soll die Verteidigung denn diese angeblichen Verurteilungen nachlesen? Wie soll die Verteidigung den Angeklagten gegen solchen Unsinn konkret und erfolgversprechend verteidigen?

Mit solch nachlässigen, schwammigen Anklageschriften ist jeder nachfolgenden Instanz, beginnend mit dem Bezirksgericht Bülach, Tür und Tor geöffnet, zu behaupten, die Anklageschrift habe diese oder jene Aeusserung des Angeklagten gemeint. Genau solches verbietet das Akkusationsprinzip ausdrücklich, welches 

vorschreibt, dass die Anklageschrift das Verfahrensthema unabänderlich, ein für allemal festlegt: daraus resultiert das Prinzip der Unabänderlichkeit der Anklage.

Die anzuwendende Strafnorm ist nicht klar: Bezirksanwältin Faqueux beantragt Bestrafung im Sinne von „Art. 261bis Abs. 2 und 4 (erste und zweite Hälfte) StGB“.

Nun, die erste und zweite Hälfte ergeben zwar stets ein Ganzes, nur ist hier nicht klar, von was denn. Oder welche erste oder zweite Hälfte von was denn.

Gegen welchen Vorwurf (ganz oder hälftig) soll die Verteidigung den Angeklagten denn nun verteidigen? 

Damit erfüllt die Anklageschrift die Anforderungen von § 162 Abs. 1 i.S. mit Ziff. 3 StPO eindeutig in einem weiteren Punkt nicht: aus der Anklageschrift muss kurz, aber genau, zu entnehmen sein „die Gesetzesbestimmungen, durch welche dieser Tatbestand mit Strafe bedroht ist“.

Diese Unbestimmtheit durchlöchert das Akkusationsprinzip bis zur Unwirksamkeit: jeder Instanz, begonnen mit dem 

Bezirksgericht Bülach, steht es absolut frei, dem Angeklagten die erste oder die zweite Hälfte oder das Ganze von Art. 261bis StGB vorzuwerfen und ihn deswegen zu bestrafen. Das Akkusationsprinzip (Fixierung des Themas für das Strafverfahren) und das daraus resultierende Grundprinzip der Unabänderlichkeit der Anklage verbietet aber genau solches ausdrücklich.

Die Anklageschrift hat die Aufgabe, das Thema eines Strafprozesses endgültig zu fixieren (§ 162 StPO und Art. 6 Ziff. 3 a EMRK). Die Anklageschriften genügen diesen Anforderungen nicht. Nur schon deshalb hätte das BG Bülach auch diese Anklage nie und nimmer zulassen dürfen.

cc)

Zur Tatbestandsmässigkeit des Verhaltens des Angeklagten äussert sich die Anklageschrift nicht:

· welche (strafbare) Ideologie verbreitet denn der Angeklagte?

· Worin besteht das Tb-Merkmal „systematisch“

· Worin ist die (strafbare) „Herabsetzung oder Verleumdung“ zu erblicken

· und gegenüber welcher Rasse, Ethnie oder Religion?

Und

· gegen welche Personen(Gruppe) verging sich der Angeklagte

· aus welchen Gründen sieht es die Bezirksanwaltschaft als erwiesen an, dass der Angeklagte diese Personen(Gruppe) wegen ihrer Rasse, Ethnie oder Religion herabmindert?

· Welche Rasse, Ethnie oder Religion ist denn betroffen nach Ansicht der Bezirksanwältin

· Worin liegt nach Meinung der Bezirksanwältin die „gegen die Menschenwürde verstossende Weise“

· Worin liegt nach Meinung der anklagenden Bezirksanwältin dass strafbare „herabmindern oder diskriminieren“, das „leugnen“

· Aus welchen Gründen ist „gröbliches“ Vorgehen des Angeklagten anzunehmen

· Womit erfüllt der Angeklagte das Tb-Merkmal des „verharmlosen oder zu rechtfertigen versuchen“

Es widerspricht dem Akkusationsprinzip und dem Grundsatz der Unabänderlichkeit der Anklage, dass die Verteidigung erstmals aus dem (angefochtenen) erstinstanzlichen Gerichtsurteil erfährt, warum sich der Angeklagte schuldig gemacht haben soll. Dieses Vorgehen lässt zu, dass eine Gerichtsinstanz die Begründung der Anklageschrift nachschiebt und zu heilen versucht. Das widerspricht dem Akkusationsprinzip, dem Prinzip der Unabänderlichkeit der Anklage und der völlig verschiedenen Aufgaben von Gericht und Untersuchungsbehörden. Dem Angeklagten wird dadurch eine Instanz genommen.

Dieses Vorgehen ist eine Verweigerung des rechtlichen Gehörs des Angeklagten und seines Rechtes auf sorgfältige, effiziente Verteidigung.

Die Verteidigung müsste in ihrem Plädoyer (sowohl vor BG Bülach wie auch hier) somit lauter eigene Spekulationen zur Strafbarkeit des Angeklagten von sich geben, was eindeutig nicht Aufgabe der Verteidigung ist. 

Indem das Bezirksgericht Bülach diese Anklageschriften zugelassen hat, hat es die staatliche Fürsorgepflicht dem Angeklagten gegenüber verletzt.

3. Unmöglichkeit der wirksamen Verteidigung des Angeklagten

A. mangels spezifizierten Anklageschriften im Sinne von § 162 StPO

Zum einen verweise ich dazu auf meine vorstehenden, detaillierten Ausführungen. Zum Andern: Mit Anklagen wie den vorliegenden sind die Verteidigungsrechte des Angeklagten verunmöglicht, weil die Vorwürfe gegen den Angeklagten nicht spezifiziert sind.
Der Angeklagte war aus diesem Grund schon vor Vorinstanz bezüglich Rassismus nicht erfolgversprechend zu verteidigen. Es ist auch heute mangels konreter Vorwürfe an den Angeklagten unmöglich. 

B. wegen Verbots der Aeusserungen in der Oeffentlichkeit

a)

In der Zwischenzeit hat der Entscheid des Bger vom 27.5.04 (6S.318/2004) das Tatbestandsmerkmal der „Oeffentlichkeit“ im Sinne des Art. 261bis StGB genau konkretisiert und mit der gewünschten Klarheit definiert (E. 5.2.2., Zitat):

„Es gelten inskünftig ungeachtet der Zahl der Adressaten alle Aeusserungen und Verhaltensweisen als öffentlich, die nicht im privaten Rahmen erfolgen. Als privat sind Aeusserungen anzusehen, die im Familien- und Freundeskreis oder sonst in 

einem durch persönliche Beziehungen oder besonderes Vertrauen geprägten Umfeld erfolgen"(Zitatende)

b)

Eine korrekte Strafverteidigung verlangt vom Verteidiger, egal ob erbeten oder amtlich, die materielle, kritische Auseinandersetzung mit der Anklageschrift und (im Berufungsverfahren) mit den vorinstanzlichen Erwägungen. Im Verfahren gegen den Angeklagten Dr. Erwin Kessler müsste es der Verteidigung also erlaubt sein, sich mit den vorliegenden (ungenügenden) Anklagen (vom August 2000/BA I für den Kantons Zürich act. 5/12 und Nachtragsanklage der BA Bülach vom 28.4.03) und der Begründung des Urteils des BG Bülach vom 3.9.2003, S. 48 ff und insbesondere S. 55 ff auseinanderzusetzen.

c)

Der Natur der Strafverteidigung gehorchend, müsste es dem Verteidiger erlaubt sein, die Vorhalte in den Anklagen und die vorinstanzliche Urteilsbegründung sehr kritisch zu beleuchten, einzelne Vorhalte und/oder Urteilsbegründungen bestreiten, zu negieren, in einem andern Lichte erscheinen lassen und/oder gar zu rechtfertigen versuchen und sich mit ihnen ganz schonungslos auseinanderzusetzen.

Um den Angeklagten gegen den Vorwurf der Rassendiskriminierung zu verteidigen, müsste jede Verteidigung also zwingend 

Argumente und Betrachtungsweisen vorbringen, die mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit als rassistisch im Sinne von Art. 261 bis StGB verstanden werden können.
d)

Und, schlimmer noch: die Verteidigung, die hier eindeutig nicht in privatem Rahmen auftritt, müsste diese Aesserungen „öffentlich“ im Sinne des Bundesgerichts (Entscheid vom 27.5.04, E.5.2.2.) anbringen.

Betrachtet man die Darstellung in der Nachtragsanklage vom August 2000 der BA I für den Kantons Zürich, Verfahren 1999/000070 S. 3 ff wie auch die Nachtragsanklage vom 28.4.03, S. 2 an, so ist klar, dass sich kein Verteidiger mehr verteidigend dazu äussern wird und auch nicht darf, selbst wenn die Anklagen korrekt abgefasst und den Anforderungen des Akkusationsprinzipes und § 162 StPO genügen würden.

Selbstverständlich gilt das ebenso für die Begründung des Urteils des BG Bülach vom 3.9.03, insbesondere S. 55 ff: kein Verteidiger wird sich mehr dazu verteidigend äussern dürfen.

e)

Jede Verteidigung macht sich nämlich vorsätzlich (als Anwalt, der den Entscheid des Bundesgerichtes vom 27.5.04 kennt) schuldig und strafbar, wenn sie sich zum Rassismus öffentlich äussert. 

Ich bin auch als amtlicher Verteidiger nicht verpflichtet, mich vorsätzlich strafbar zu machen. Umsoweniger, als die Tathandlung des Art. 261 bis StGB nach wie vor „alle Aesserungen und Verhaltensweisen“ (zitierter BGE, E. 5.2.2.) ganz generell umfasst.

Die konkrete Gefahr, sich selber vorsätzlich strafbar zu machen, ist imminent: Bereits  im Verfahren vor Bezirksgericht Baden im Verfahren BA Baden gegen Jürgen Graf und Paul Förster im  Jahre  1998 (also lange, bevor das Tb-Merkmal der Oeffentlichkeit definiert war) drohte der Staatsanwalt einem Chemiker, der als Zeuge auszusagen hatte, mit einem Strafverfahren, falls er noch weitere Aussagen mache.

BO: Beizug des Original-Gerichtsprotokolls vom 16.7.1998 vom Bezirksgericht Baden im Verfahren Bezirksanwaltschaft Baden gegen Jürgen Graf und Paul Förster

Auch der erbetene Verteidiger, Herr Kollege Capt, hat diese Gefahr richtig erkannt und ist genau aus diesem Grunde der ersten Verhandlung vor BG Bülach im November 01 klugerweise ferngeblieben.

Vorliegend handelt es sich um ein Verfahren, in dem ein Verteidiger zwingend erforderlich ist, Verteidigung jedoch bei Einhaltung der Rechtsnormen – aus Gründen, die nicht bei den Verteidigern und nicht beim Angeklagten liegen – unmöglich, sogar strafbar, ist.

f)

Es ist mir als Verteidigerin nur erlaubt, darauf hinzuweisen, dass 

1. der Angeklagte aus rein tierschützerischen Motiven handelte 

   und

2. die wahrheitsgemässe Berichterstattung über öffentliche Verhandlungen straffrei ist (Art. 27 Abs. 4 StGB), so ausdrücklich auch Gutachten Dr. Franz Riklin vom 24.8.04

BO: Gutachten Dr. Riklin vom 24.8.04                   Bl. 1

Dieses Gutachten ist integrierender Bestandteil meines Plädoyers. Falls das Gericht wünscht, dass ich das Gutachten dazu vollumfänglich vorlese, werde ich es selbstverständlich tun, andernfalls gehe ich davon aus, dass das Einreichen des Gutachtens dazu genügt.

Selbstverständlich stellen diese Argumente (f 1 und 2 vorstehend) keine effiziente Verteidigung des Angeklagten dar, im herrschenden Rechtsgefüge muss es jedoch dabei bleiben.

g)

Auf politischer Ebene laufen Bemühungen, den Art. 261bis StGB ersatzlos zu streichen. Es kann doch tatsächlich nicht ernsthaft die Absicht eines Rechtsstaates sein, einen Rechtsunterworfenen gestützt auf eine Strafnorm zu bestrafen, auf deren Abschaffung hin in ganz wenigen Wochen, in der Herbstsession 04, hingearbeitet wird und die in der Presse 

öffentlich als „Fehlkonstruktion“ bezeichnet wird.

BO: NZZ am Sonntag vom 22.8.04
                 Bl. 2

    Weltwoche vom 26.8.04                          Bl. 3

4. Verletzung des rechtlichen Gehörs den Angeklagten und Verletzung des Grundsatzes von fair trial, beides im Sinne von Art. 6 Ziff. 1 EMRK

Im heutigen rechtlichen Gefüge ist es also unmöglich,

· für den Rechtsunterworfenen zu wissen, was im Sinne von Art. 261bis StGB strafbar ist (Verletzung des Bestimmheitsgebotes einer Strafnorm)

· eine korrekte Anklage (sei es mangels Bestimmheit des Art. 261bis StGB oder aus welchen Gründen auch immer) zu erstellen (Verletzung des Akkusationsprinzipes) und der Unabänderlichkeit der Anklage

· einen Angeklagten wegen des Vorwurfes des Rassismus (amtlich) zu verteidigen (Verunmöglichung der Verteidigungsrechte des Angeklagten).

Diese Konstellation stellt eine komplette Verweigerung des rechtlichen Gehörs des Angeklagten dar und ist kein fair trial im Sinne von Art. 6 Ziff. 1 EMRK.

5.

Stellt sich die strafrechtliche Situation in einem Rechtsstaat jedoch so dar, dass sich die strafbare Tathandlung mangels Bestimmtheit des Straftatbestandes nicht definieren, in der Anklage nicht darstellen lässt und sich die Verteidigung (würde sie zu einer effektiven und erfolgversprechenden Verteidigung ausholen) mit Sicherheit selber strafbar macht (und zwar vorsätzlich, da der Verteidiger die bundesgerichtliche Definition der „Oeffentlichkeit“ selbstverständlich kennt), so ist das eine völlige Verweigerung 

1.- des rechtlichen Gehörs gegenüber dem Angeklagten und 

2.- einer effektiven Verteidigung 

    und

3.- des fair trial im Sinne von Art. 6 Ziff. 1 EMRK

6.

a)

Hat sich in einem Rechtsstaat ein solches rechtliches Gefüge eingestellt, so kommt wiederum die Fürsorgepflicht des Staates zum Tragen: kein Rechtsunterworfener, kein Angeklagter darf Opfer dieser Konstellation werden, auf deren Zustandekommen er als Individuum keinerlei Einfluss hatte.

b) 

Dafür gibt es nur einen einzigen, rechtsstaatlichen Weg aus dem Dilemma: der Angeklagte muss ohne jede Weiterung vollumfänglich freigesprochen werden. Jeder andere Ausgang des Verfahres entspricht eindeutig nicht rechtsstaatlichen Grundsätzen.

III. Feststellung der Verletzung der EMRK

a)

Das vorliegende Verfahren hat ursprünglich im Kanton Thurgau begonnen und ist später an den Kanton Zürich überwiesen worden. Gleichzeitig mit der Untersuchung hat die Thurgauer Staatsanwaltschaft den Angeklagten in einem Interview mit dem „Blick“ massiv vorverurteilt: Er wurde in 1,7 cm grossen Lettern der „Hetze“ bezichtigt, es wurde ein Bild von Dr. Kessler veröffentlicht, es wurde ihm der „finanzielle Absturz“ prophezeit, und er wurde verglichen mit einem „Loch im Tank, aus dem stinkige Flüssigkeit fliesst, das gestopft werden soll“. 

BO: Blick, Ausgabe vom 6.12.98                        Bl.  4

Diese Vorverurteilung hat der Angeklagte selber in einem schriftlichen Plädoyer vom 7.11.01, S. 57 gerügt. Diese Vorverurteilung ist ein schwerer Verstoss gegen die Unschuldsvermutung, die in Art. 6 Ziff. 2 EMRK ausdrücklich statuiert ist.

b) Verletzung des fair trial im Sinne von Art. 6 Ziff. 1 EMRK

Das heutige Rechtsgefüge in der Schweiz zu Art. 261bis StGB verunmöglicht dem Angeklagten seinen Anspruch auf angemessene Verteidigung. Damit ist sein Anspruch auf rechtliches Gehör, effiziente Verteidigung und sein Recht auf Zugang zum Gericht im sinne von Art. 6 Ziff. 1 EMRK verletzt.

c)

Der Angeklagte ist berechtigt, diese EMRK-Verletzung im Urteilsdispositiv festhalten zu lassen.

Diese Feststellung ist nicht nur zulässig, sondern zwingend, wenn sie verlangt wird. Diesen Grundsatz hat das Kassationsgericht des Kt. Zürich in seinem Entscheid vom 3.12.1990 ausdrücklich festgehalten.

BO: Kopie SJZ l992, Heft 5                      Bl. 5 

IV. Entschädigung für den Angeklagten

Seit Jahren ist der Angeklagte wegen der Rassismusvorwürfe in der Oeffentlichkeit schwer diffamiert, massiv bedroht (siehe Beilage 1, 2/1-4 und 3 zum Rückweisungsantrag von Dr. RA Capt vom 13.5.04) und vorverurteilt worden. Er ist in seinen durch die EMRK gewährleisteten Rechten verletzt (siehe Ziff. III vorstehend). Aus diesen Gründen rechtfertigt es sich, ihm eine Entschädigung von Fr. 50'000.--   zuzusprechen

Rückweisungsantrag

Herr Kollege RA Capt hat bereits mit Eingabe vom 13. Mai 04 den Rückweisungsantrag gestellt. Die amtliche Verteidigung stellt diesen Antrag heute ebenfalls.

Vor der Vorinstanz war die Anklägerseite nicht anwesend. Solches verletzt den Grundsatz von untersuchender und urteilender Instanz. BGE 120 IV 348 E 2b führt dazu u.a. aus, dass der Anklagegrundsatz auch die Aufgaben zwischen Untersuchungs- und Anklagebehörde einerseits und Gericht anderseits verteilt (Unterstreichung nicht im Original bezweckt. Ist niemand von Anklägerseite vertreten, übernimmt die Gerichtsbehörde bewusst oder unbewusst die Rolle des Anklägers und durchbricht die auch vom Bundesgericht anerkannte Aufgabenteilung.

Im vorinstanzlichen Verfahren diese Aufgabenteilung verletzt worden.

Das resultiert in einem Instanzenverlust des Angeklagten. Die EMRK garantiert dem Angeklagten zwei Instanzen, die ihm so abgeschnitten werden. Dieser Mangel kann nicht behoben werden. Das Verfahren ist zurückzuweisen.

Der Eingabe von RA Capt vom 13. Mai 2004 kann im übrigen  vollumfänglich zugestimmt werden.

IV. Zur Eingabe der Staatsanwaltschaft vom 4.8.04

Auch die Staatsanwaltschaft geht davon aus, dass der Angeklagte ungenügend verteidigt war (S. 2 und 3). Diese Feststellung ist tatsächlich richtig. Aber:

1.

Gestützt auf meine vorstehenden Ausführungen zum Bundesgerichtsentscheid vom 27.5.04 (siehe vorstehend Ziff. II) gehe ich davon aus, dass die Staatsanwaltschaft von der Verteidigung nicht mehr länger weitere Aeusserungen verlangt: Gerade die Staatsanwaltschaft als Organ der Strafverfolgung wird mit Sicherheit nicht von einem (amtlichen) Verteidiger erwarten, sich vorsätzlich strafbar zu machen. Alles andere wäre eine absurde Haltung für eine Strafverfolgungsbehörde. 

2.

Die Tatsache, zum Vorwurf der Rassendiskriminierung nicht (ungestraft) verteidigen zu können, hat Herr Kollege Capt bereits im Jahre 2001 vor der ersten Verhandlung vor BG Bülach völlig richtig erkannt und völlig korrekt gehandelt. Die amtliche Verteidigung hat diese Haltung bereits vor der Vorinstanz ebenfalls völlig korrekt eingenommen.

3.

Von einer sträflichen Verletzungen anwaltlicher Pflichten kann eindeutig überhaupt nicht die Rede sein. Es gehört nicht zu den Berufspflichten der (amtlichen) Verteidiger, vorsätzlich Straftaten zu begehen. 

Es wäre eigentlich an der Staatsanwaltschaft, diesen Vorwurf gegen den erbetenen und den amtlichen Verteidiger heute – unter dem Eindruck der neuesten klaren bundesgerichtlichen Rechtsprechung, welche die Haltung der beiden Verteidiger bestätigt – ausdrücklich zurückzunehmen. 

4.

Die Staatsanwaltschaft äussert sich in ihrer Eingabe zum fehlenden Unrechtsbewusstsein und zum Rechtsirrtum des Angeklagten (S. 5, Ziff. 3 ff):

Niemand weiss, was eine tatbestandsmässige Handlung im Sinne von Art. 261 bis StGB sein könnte. Seit Veröffentlichung des Bger-Entscheides vom 27.5.04 ist nur klar, was als „öffentlich“ definiert wird. Ist nicht klar, was Tathandlung ist, muss zu Gunsten des Angeklagten davon ausgegangen werden, der habe sich in einem Rechtsirrtum befunden und es habe ihm das Unrechtsbewusstsein gefehlt (Unschuldsvermutung/in dubio pro reo)

V. Verfahrenskosten

Dem Ausgang des Verfahrens entsprechend sind die Kosten der Untersuchung, der Gerichtsverfahren sowie der amtlichen Verteidigung vollumfänglich auf die Staatskasse zu nehmen.

Beilagen:

1 Gutachten Dr. Riklin vom 24.8.04

2 NZZ am Sonntag vom 22.8.04

3 Weltwoche vom 26.8.04

4 Blick vom 6.12.98

5 SJZ (Kopie) l992, Heft 5 Nr. 15

